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(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte, die in Anwendung des EG-Vertrags/Euratom-Vertrags erlassen wurden)

VERORDNUNGEN

VERORDNUNG (EG) Nr. 378/2007 DES RATES

vom 27. März 2007

mit Bestimmungen zur fakultativen Modulation der Direktzahlungen gemäß der Verordnung (EG)
Nr. 1782/2003 mit gemeinsamen Regeln für Direktzahlungen im Rahmen der Gemeinsamen
Agrarpolitik und mit bestimmten Stützungsregelungen für Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe

sowie zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1290/2005

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 37,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Einige Mitgliedstaaten haben besondere Schwierigkeiten
bei der Finanzierung ihrer Programme zur Entwicklung
des ländlichen Raums nach der Verordnung (EG) Nr.
1698/2005 des Rates vom 20. September 2005 über
die Förderung der Entwicklung des ländlichen Raums
durch den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die
Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) (1). Um die
Politik zur Entwicklung des ländlichen Raums in diesen
Mitgliedstaaten zu stärken, sollte ihnen die Möglichkeit
gegeben werden, ein System der fakultativen Modulation
anzuwenden. Diese Möglichkeit sollte den Mitgliedstaaten
angeboten werden, in denen die fakultative Modulation
nach der Verordnung (EG) Nr. 1655/2004 der Kommis-
sion vom 22. September 2004 mit Vorschriften für den
Übergang von der fakultativen Modulation gemäß Arti-
kel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1259/1999 des Rates zur
obligatorischen Modulation gemäß der Verordnung (EG)
Nr. 1782/2003 des Rates (2) bereits angewandt wird,
oder denen aufgrund des Artikels 70 Absatz 4a der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1698/2005 eine Ausnahme von der

Anforderung der Kofinanzierung von Gemeinschaftsbei-
hilfen gewährt wurde. Die fakultative Modulation sollte in
Form einer Kürzung der Direktzahlungen im Sinne des
Artikels 2 Buchstabe d der Verordnung (EG) Nr.
1782/2003 (3) erfolgen, wobei die dieser Kürzung ent-
sprechenden Mittel zur Finanzierung der Entwicklungs-
programme für den ländlichen Raum gemäß der Verord-
nung (EG) Nr. 1698/2005 verwendet werden sollten. Die
im Rahmen der fakultativen Modulation vorgenommenen
Kürzungen der Direktzahlungen sollten zu denjenigen
hinzukommen, die sich aus der Anwendung der obliga-
torischen Modulation gemäß Artikel 10 der Verordnung
(EG) Nr. 1782/2003 ergeben.

(2) Zur Erleichterung der administrativen Abwicklung sollten
die Regeln für die fakultative Modulation an die Regeln
für die obligatorische Modulation gemäß Artikel 10 der
Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 angeglichen werden;
dies gilt auch für die Berechnungsgrundlage.

(3) Um der besonderen Lage der Inhaber von Kleinbetrieben
Rechnung zu tragen, sollte bei Anwendung der fakultati-
ven Modulation ein zusätzlicher Beihilfebetrag gewährt
werden, wie dies auch bei der obligatorischen Modulation
der Fall ist. Dieser zusätzliche Betrag sollte unter Einhal-
tung der von der Kommission festzusetzenden Obergren-
zen dem Betrag entsprechen, der sich aus der Anwen-
dung der fakultativen Modulation auf die ersten Direkt-
zahlungen von 5 000 EUR ergibt.

(4) Hinsichtlich Mitgliedstaaten, in denen die fakultative Mo-
dulation bereits angewendet wird, sollte bei der in dieser
Verordnung festgelegten neuen Regelung über die fakul-
tative Modulation nach Möglichkeit nicht von der gelten-
den Regelung abgewichen werden, um unnötigen Verwal-
tungsaufwand und Eingriffe in die Durchführungsbestim-
mungen, die seit mehreren Jahren gelten und nach denen
sich die Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe in der Pra-
xis und bei ihren wirtschaftlichen Entscheidungen rich-
ten, zu vermeiden. Daher erscheint es angebracht, den
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Mitgliedstaaten, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens die-
ser Verordnung die fakultative Modulation anwenden, das
Recht einzuräumen, bestimmte seit langem eingeführte
Elemente ihrer geltenden Regelung beizubehalten. Um
sicherzustellen, dass die neue Regelung mit den Durch-
führungsbestimmungen der Betriebsprämienregelung in
Einklang steht, sollten überdies die regional gestaffelten
Sätze der fakultativen Modulation nur von den Mitglied-
staaten in Anspruch genommen werden können, die die
Betriebsprämienregelung auf regionaler Ebene anwenden,
wie dies in Artikel 58 der Verordnung (EG) Nr.
1782/2003 vorgesehen ist.

(5) Bei der Verwendung der infolge der Anwendung der
fakultativen Modulation frei werdenden Mittel dürfen
die Obergrenzen des ELER-Beitrags gemäß der Verord-
nung (EG) Nr. 1698/2005 nicht zur Anwendung kom-
men. Abweichungen von der genannten Verordnung soll-
ten daher vorgesehen werden. Die Bestimmungen zur
Vorfinanzierung im Rahmen des ELER gemäß der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1290/2005 des Rates vom 21. Juni
2005 über die Finanzierung der Gemeinsamen Agrarpo-
litik (1) sollten bei diesen Mitteln nicht zur Anwendung
kommen.

(6) Um fundierte Entscheidungen über die Anwendung der
fakultativen Modulation treffen zu können, sollten die
Mitgliedstaaten gründliche Bewertungen der potenziellen
Auswirkungen dieser Modulation vornehmen, insbeson-
dere hinsichtlich der wirtschaftlichen Situation der Inha-
ber landwirtschaftlicher Betriebe, auf die diese Modula-
tion angewandt wird, und der Auswirkungen auf ihre
Position im Vergleich zu anderen Betrieben in der Land-
wirtschaft. Die Auswirkungen der Durchführung der fa-
kultativen Modulation sollten von den Mitgliedstaaten,
die die fakultative Modulation anwenden, genau über-
wacht werden. Die Kommission sollte über die Folgen-
abschätzung und die Überwachungsergebnisse unterrich-
tet werden, damit die entsprechenden Strategien weiter-
entwickelt werden können.

(7) Die fakultative Modulation sollte im umfassenderen Kon-
text der Gemeinschaftsmittel für die ländliche Entwick-
lung gesehen werden. Ihr Beitrag sollte unter anderem
anhand der Folgenabschätzungen der Mitgliedstaaten ge-
prüft werden. Die Kommission wird auf der Grundlage
dieser Prüfung dem Europäischen Parlament und dem Rat
vor Ende 2008 einen Bericht über die bisherigen Erfah-
rungen bei der Durchführung vorlegen.

(8) Die zur Durchführung dieser Verordnung erforderlichen
Maßnahmen sollten gemäß dem Beschluss 1999/468/EG
des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Moda-
litäten für die Ausübung der der Kommission übertrage-
nen Durchführungsbefugnisse (2) erlassen werden.

(9) Die infolge der Anwendung der fakultativen Modulation
frei werdenden Beträge sollten bei der Festsetzung der
jährlichen Obergrenze für die aus dem Europäischen Ga-
rantiefonds für die Landwirtschaft zu finanzierenden Aus-
gaben berücksichtigt werden, und in die Verordnung (EG)
Nr. 1290/2005 sollte die Möglichkeit aufgenommen wer-
den, Durchführungsbestimmungen insbesondere zur fa-
kultativen Modulation zu erlassen.

(10) Die Verordnung (EG) Nr. 1290/2005 sollte daher ent-
sprechend geändert werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

KAPITEL I

FAKULTATIVE MODULATION

Artikel 1

(1) Unbeschadet des Artikels 10 der Verordnung (EG) Nr.
1782/2003 können Mitgliedstaaten,

a) in denen zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der vorliegenden
Verordnung die Regelung der zusätzlichen Kürzungen von
Direktzahlungen gemäß Artikel 1 der Verordnung (EG) Nr.
1655/2004 zur Anwendung kommt, oder

b) denen aufgrund des Artikels 70 Absatz 4a der Verordnung
(EG) Nr. 1698/2005 eine Ausnahme von der Anforderung
der Kofinanzierung von Gemeinschaftsbeihilfen gewährt
wurde,

im Zeitraum von 2007 bis 2012 auf alle in ihrem Hoheitsgebiet
in einem gegebenen Kalenderjahr im Sinne des Artikels 2 Buch-
stabe e der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 zu gewährenden
Beträge von Direktzahlungen im Sinne des Artikels 2 Buchsta-
be d der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 eine Kürzung (nach-
stehend „fakultative Modulation“ genannt) anwenden.

(2) Die sich infolge der Anwendung der fakultativen Modu-
lation ergebenden Nettobeträge stehen in dem Mitgliedstaat, in
dem sie frei geworden sind, als gemeinschaftliche Unterstützung
für Maßnahmen im Rahmen der Entwicklungsprogramme für
den ländlichen Raum zur Verfügung, die gemäß der Verordnung
(EG) Nr. 1698/2005 aus dem Europäischen Landwirtschafts-
fonds für die Entwicklung des ländlichen Raums finanziert wer-
den.

(3) Die Kürzungen im Rahmen der fakultativen Modulation
werden auf derselben Berechnungsgrundlage vorgenommen wie
bei der Modulation gemäß Artikel 10 der Verordnung (EG) Nr.
1782/2003. Auf die den Betriebsinhabern gemäß Artikel 12 der
Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 gewährten zusätzlichen Beihil-
febeträge werden diese Kürzungen nicht angewendet.

DEL 95/2 Amtsblatt der Europäischen Union 5.4.2007

(1) ABl. L 209 vom 11.8.2005, S. 1. Verordnung geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 320/2006 (ABl. L 58 vom 28.2.2006, S. 42).

(2) ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23. Beschluss geändert durch den
Beschluss 2006/512/EG (ABl. L 200 vom 22.7.2006, S. 11).



Bei Anwendung von Kürzungen im Rahmen der fakultativen
Modulation erhalten Betriebsinhaber, die Direktzahlungen im
Rahmen der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 beziehen, einen
zusätzlichen Beihilfebetrag in Höhe des Betrags, der sich aus der
Anwendung des Kürzungsprozentsatzes auf die ersten Direkt-
zahlungen von 5 000 EUR oder weniger ergibt. Auf diesen
zusätzlichen Betrag werden weder die Kürzungen im Rahmen
der fakultativen Modulation noch die Modulation gemäß Artikel
10 der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 angewendet.

Der sich aus der Anwendung von Unterabsatz 2 ergebende
Gesamtbetrag der in einem Mitgliedstaat innerhalb eines Kalen-
derjahres gewährten zusätzlichen Beihilfebeträge darf die Ober-
grenzen nicht überschreiten, die von der Kommission nach dem
in Artikel 144 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003
genannten Verfahren festgesetzt werden. Erforderlichenfalls pas-
sen die Mitgliedstaaten den zusätzlichen Beihilfebetrag um einen
linearen Prozentsatz an, um diese Obergrenzen einzuhalten.

(4) Jeder Mitgliedstaat wendet pro Kalenderjahr einen einzi-
gen Satz für die fakultative Modulation an. Dieser Satz kann in
vorgegebenen Schritten fortschreitend geändert werden. Der
höchstmögliche Kürzungssatz beträgt 20 %.

Artikel 2

(1) Innerhalb von zwei Monaten nach Inkrafttreten dieser
Verordnung setzen die Mitgliedstaaten den für den Zeitraum
2007 bis 2012 geltenden jährlichen Satz der fakultativen Mo-
dulation fest und teilen ihn der Kommission mit.

(2) Die Mitgliedstaaten, die die fakultative Modulation anzu-
wenden beabsichtigen, führen eine Bewertung der Auswirkun-
gen der Anwendung der fakultativen Modulation insbesondere
auf die wirtschaftliche Lage der betreffenden Betriebsinhaber
durch und berücksichtigen dabei, dass es nicht zu einer unge-
rechtfertigten Ungleichbehandlung zwischen Betriebsinhabern
kommen darf.

Die Mitgliedstaaten, die regional gestaffelte Sätze gemäß Arti-
kel 3 Absatz 1 anzuwenden beabsichtigen, bewerten auch die
Auswirkungen dieser gestaffelten Sätze und berücksichtigen da-
bei, dass es nicht zu einer ungerechtfertigten Ungleichbehand-
lung zwischen Betriebsinhabern kommen darf.

Die betreffenden Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission
ihre Folgenabschätzungen zusammen mit den nach Absatz 1
zu übermittelnden Angaben.

Artikel 3

(1) Jeder Mitgliedstaat, in dem zum Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens dieser Verordnung die Regelung der zusätzlichen Kürzun-
gen von Direktzahlungen gemäß Artikel 1 der Verordnung (EG)
Nr. 1655/2004 zur Anwendung kommt und die Betriebsprä-
mienregelung auf regionaler Ebene angewendet wird, wie dies in
Artikel 58 der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 vorgesehen ist,
hat für den Zeitraum 2007 bis 2012 die Möglichkeit,

a) in Abweichung von Artikel 1 Absatz 3 zu beschließen, Arti-
kel 1 Absatz 3 Unterabsatz 2 nicht anzuwenden und/oder

b) in Abweichung von Artikel 1 Absatz 4 zu beschließen, Sätze
anzuwenden, die nach objektiven Kriterien regional gestaffelt
sind. Der Höchstsatz für jede der Regionen des jeweils be-
troffenen Mitgliedstaats beträgt 20 %.

(2) In Abweichung von Artikel 2 Absatz 1 legt jeder Mit-
gliedstaat, der regional gestaffelte Sätze der fakultativen Modu-
lation gemäß Absatz 1 des vorliegenden Artikels anwendet, der
Kommission innerhalb von zwei Monaten nach dem Inkrafttre-
ten dieser Verordnung für den Zeitraum 2007 bis 2012 die
folgenden Informationen vor, die von der Kommission zu über-
prüfen sind:

a) die jährlichen Sätze der fakultativen Modulation für jede
Region und für das gesamte Hoheitsgebiet;

b) die jährlichen Gesamtbeträge, die im Rahmen der fakultati-
ven Modulation gekürzt werden müssen;

c) gegebenenfalls die jährlichen zusätzlichen Gesamtbeträge, die
erforderlich sind, um den zusätzlichen Beihilfebetrag nach
Artikel 1 Absatz 3 Unterabsatz 2 zu decken;

d) statistische und andere Daten, die für die Festsetzung der
unter den Buchstaben b und c genannten Beträge verwendet
werden.

(3) Die Mitgliedstaaten legen der Kommission erforderlichen-
falls eine Aktualisierung der Beträge nach Absatz 2 Buchstaben b
und c vor. Diese aktualisierten Daten werden der Kommission
vor dem 31. Dezember des Jahres übermittelt, das dem Kalen-
derjahr vorangeht, auf das sich die Beträge im Sinne des Arti-
kels 2 Buchstabe e der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 be-
ziehen.

(4) Ersucht die Kommission um Erläuterungen zu den gemäß
den Absätzen 2 und 3 vorgelegten Angaben, so entsprechen die
Mitgliedstaaten diesem Ersuchen binnen eines Monats.

Artikel 4

(1) Die sich infolge der Anwendung der fakultativen Modu-
lation ergebenden Nettobeträge werden von der Kommission
festgesetzt, wobei sie Folgendes zugrunde legt:

a) eine Berechnung im Falle eines einheitlichen nationalen Sat-
zes der fakultativen Modulation;

b) im Falle von Mitgliedstaaten, die regional gestaffelte Sätze
anwenden, die gemäß Artikel 3 Absatz 2 von den Mitglied-
staaten in ihren Anträgen mitgeteilten Beträge bzw. die ak-
tualisierten Beträge gemäß Artikel 3 Absatz 3.

Diese Nettobeträge werden in die jährliche Aufteilung auf die
Mitgliedstaaten gemäß Artikel 69 Absätze 4 und 5 der Verord-
nung (EG) Nr. 1698/2005 einbezogen.
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(2) Die Mitgliedstaaten können beschließen, die Obergrenzen
gemäß Artikel 70 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr.
1698/2005 nicht auf die gemäß Absatz 1 des vorliegenden
Artikels in die jährliche Aufteilung auf die Mitgliedstaaten ein-
bezogenen Nettobeträge anzuwenden.

Artikel 25 der Verordnung (EG) Nr. 1290/2005 findet auf die
gemäß Absatz 1 des vorliegenden Artikels in die jährliche Auf-
teilung auf die Mitgliedstaaten einbezogenen Nettobeträge keine
Anwendung.

Artikel 5

Die Mitgliedstaaten, die die fakultative Modulation anwenden,
und die Kommission überprüfen genau die Auswirkungen der
Durchführung der fakultativen Modulation, insbesondere in Be-
zug auf die wirtschaftliche Situation der Betriebe, und berück-
sichtigen dabei, dass es nicht zu einer ungerechtfertigten Un-
gleichbehandlung zwischen Betriebsinhabern kommen darf. Zu
diesem Zweck legen diese Mitgliedstaaten der Kommission bis
zum 30. September 2008 einen Bericht vor.

Artikel 6

Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Kapitel werden wie
folgt festgelegt:

a) nach dem in Artikel 90 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr.
1698/2005 genannten Verfahren, das insbesondere die Be-
stimmungen zur Einbeziehung der fakultativen Modulation
in die Programmplanung für den ländlichen Raum erfasst,
oder gegebenenfalls

b) nach dem in Artikel 41 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr.
1290/2005 genannten Verfahren, das insbesondere die Be-
stimmungen zur finanziellen Abwicklung der fakultativen
Modulation und die Einbeziehung der Regelung der zusätz-
lichen Kürzungen von Direktzahlungen gemäß Artikel 1 der
Verordnung (EG) Nr. 1655/2004 in die in der vorliegenden
Verordnung vorgesehene Regelung erfasst.

Artikel 7

Die Kommission legt dem Europäischen Parlament und dem Rat
vor dem 31. Dezember 2008 einen Bericht über die Anwen-
dung der fakultativen Modulation vor, dem erforderlichenfalls
entsprechende Vorschläge beigefügt sind.

KAPITEL II

ÄNDERUNG DER VERORDNUNG (EG) NR. 1290/2005 UND
SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 8

Die Verordnung (EG) Nr. 1290/2005 wird wie folgt geändert:

1. Artikel 12 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Kommission setzt die Beträge fest, die dem ELER
nach Maßgabe des Artikels 10 Absatz 2, des Artikel 143d
und des Artikels 143e der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003
sowie des Artikels 4 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr.
378/2007 des Rates (*) zur Verfügung gestellt werden.

___________
(*) ABl. L 95 vom 5.4.2007, S. 1.“;

2. Im einleitenden Teil des Artikels 42 erhält der zweite Satz
folgende Fassung:

„Diese Bestimmungen umfassen insbesondere:“.

Artikel 9

Diese Verordnung tritt am siebten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Brüssel am 27. März 2007.

Im Namen des Rates
Der Präsident
P. STEINBRÜCK
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